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Tenor

Art. 32 Abs. 1 Buchst. ¢ der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des
Zollkodex der Gemeinschaften ist in Verbindung mit Art. 157 Abs. 2, Art. 158 Abs. 3 und Art. 160 der Verordnung (EWG)
Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durchfihrungsvorschriften zu der Verordnung Nr. 291392 dahin
auszulegen, dass ein proportionaler Anteil vom Betrag der Lizenzgebiihren, die von einer Gesellschaft als Gegenleistung fiir
die Zurverfiigungstellung von Know-how fiir die Herstellung von Endprodukten an ihre Muttergesellschaft entrichtet
werden, dem tatsichlich gezahlten oder zu zahlenden Preis fur eingefithrte Waren in den Fillen hinzuzurechnen ist, in
denen diese Waren dazu bestimmt sind, zusammen mit weiterem Zubehor in die Endprodukte eingearbeitet zu werden, und
von der Tochtergesellschaft von anderen Verkdufern als der Muttergesellschaft erworben werden, wenn

— die Lizenzgebiithren in dem fiir die Waren tatsichlich gezahlten oder zu zahlenden Preis nicht enthalten sind;

— sie sich auf die eingefithrten Waren beziehen, was eine hinreichend enge Verbindung zwischen den Lizenzgebiithren und
den Waren voraussetzt;

— die Lizenzgebiithren nach den Bedingungen des Kaufgeschifts iiber die Waren zu entrichten sind, so dass der Abschluss
der Kaufvertrige tiber die eingefithrten Waren und folglich ihre Lieferung ohne die Zahlung nicht stattgefunden hitten,
und

— eine angemessene Aufteilung der Lizenzgebiihren auf der Grundlage objektiver und bestimmbarer Tatsachen maéglich
ist;

was das vorlegende Gericht unter Beriicksichtigung aller mafsgeblichen Gesichtspunkte, insbesondere der rechtlichen
und tatsdchlichen Beziehungen zwischen dem Kiufer, den jeweiligen Verkdufern und dem Lizenzgeber, zu priifen hat.

()  ABL C 155 vom 6.5.2019.

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 9. Juli 2020 (Vorabentscheidungsersuchen der Curtea de
Apel Cluj — Ruminien) — NG, OH/SC Banca Transilvania SA

(Rechtssache C-81/19) (')

(Vorlage zur Vorabentscheidung — Verbraucherschutz — Richtlinie 93/13/EWG — Missbriuchliche Klauseln
in Verbrauchervertrigen — Geltungsbereich — Art. 1 Abs. 2 — Begriff ,,bindende Rechtsvorschriften* —
Abdingbare Vorschriften — Darlehensvertrag in Fremdwihrung — Klausel zum Wechselkursrisiko)

(2020/C 287/09)

Verfahrenssprache: Rumdnisch

Vorlegendes Gericht

Curtea de Apel Clyj

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klager: NG, OH

Beklagte: SC Banca Transilvania SA

Tenor

Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 93/13[EWG des Rates vom 5. April 1993 iber missbrauchliche Klauseln in
Verbrauchervertrigen ist dahin auszulegen, dass eine Vertragsklausel, die nicht im Einzelnen ausgehandelt wurde, sondern
auf einer Regel beruht, die nach nationalem Recht zwischen den Vertragsparteien gilt, wenn insoweit nichts anderes
vereinbart wurde, nicht in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallt.

() ABL C 187 vom 3.6.2019.



	Rechtssache C-81/19: Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 9. Juli 2020 (Vorabentscheidungsersuchen der Curtea de Apel Cluj — Rumänien) — NG, OH/SC Banca Transilvania SA (Vorlage zur Vorabentscheidung – Verbraucherschutz – Richtlinie 93/13/EWG – Missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen – Geltungsbereich – Art. 1 Abs. 2 – Begriff „bindende Rechtsvorschriften“ – Abdingbare Vorschriften – Darlehensvertrag in Fremdwährung – Klausel zum Wechselkursrisiko)

